
Resolution 

Energiekosten und Baukosten explodieren –  Finanzkollaps 
der Gemeinden verhindern 

Die aktuelle Energiepreisexplosion stellt die Städte und Gemeinden vor riesige 
Herausforderungen. Der finanzielle Kollaps droht. Die Energiekosten verzehnfachen sich 
teilweise. Wenn es nicht zu raschen Hilfen und drastischen Eingriffen in die Energiewirtschaft 
kommt, ist das soziale Leben in den Kommunen massiv gefährdet und die Versorgung von 
beispielsweise Trinkwasser - und Entsorgung von beispielsweise Müll wird sich massiv 
verteuern. Kurzfristig braucht es Hilfsgelder – bei diesen darf es jedoch nicht bleiben, sonst ist 
das nur eine Symptombekämpfung.  

Wenn beispielsweise die Kosten für ein Hallenbad von 30.000 Euro im Jahr auf 300.000 Euro 
steigen, dann ist das für einen Großteil der Städte und Gemeinden nicht mehr leistbar. Die 
Kosten an die Bürger*innen weiterzugeben, ist keine Option, da sich auch die Bürger*innen dann 
den Eintritt nicht mehr leisten werden können. Oder ein anderes Beispiel: Wenn die Ausgaben 
für die Straßenbeleuchtung bisher bei 100.000 Euro gelegen sind und nun bei  1.000.000 Euro 
liegen, dann stellt sich die Frage, ob die Städte und Gemeinden es sich noch leisten können, 
diese aufgedreht zu lassen. So einfach ist das allerdings nicht, denn auch wenn es keine 
gesetzliche Verpflichtung für die Beleuchtung gibt, gibt es gleichzeitig auf Basis verschiedenster 
anderer Gesetzeslagen eine Haftungsfrage bei mangelnder Beleuchtung.  

Auch das gesellschaftliche und soziale Leben in den Kommunen ist in Gefahr. Denn wenn 
Hallenbädern oder Eislaufplätzen im Winter die Schließungen drohen und gleichzeitig die 
Flutlichtanlage am Fußball- oder Tennisplatz nicht mehr aufgedreht werden kann, ist das ein 
fatales Signal für Familien und Kinder mit den dazugehörigen negativen Auswirkungen. Gerade 
nach zweieinhalb Corona-Jahren mit Homeschooling und anderen unangenehmen Auswirkungen 
wäre es schlecht, den Kindern nun zu sagen, dass sie nicht mehr ins Hallenbad, auf den 
Eislaufplatz oder zum Trainieren am Fußball- oder Tennisplatz gehen dürfen. Auf der einen Seite 
zu sagen, unsere Kinder und Jugendlichen wären zu unbeweglich und sitzen nur mehr vor dem 
Fernseher oder dem Computer und ihnen auf der anderen Seite den Zugang zu Sport zu 
verwehren, wäre wahrlich nicht der richtige Weg.  

Wenn von der Politik auf EU- und Bundesebene keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden, wird 
die ungebremste Energiepreisexplosion auch zu einer massiven Gebührenerhöhung für die Ver- 
und Entsorgungsleistungen wie z.B. Wasser, Kanal und Müll führen. Das würde für die 
Bürger*innen eine weitere nicht zumutbare Mehrbelastung bedeuten, die die Kommunen 
exekutieren müssten.    

Die Teuerungsexplosion trifft nicht nur die Städte und Gemeinden hart, denn in weiterer Folge 
entsteht eine wirtschaftliche Spirale nach unten – die Kommunen sind die größten 
Auftraggeberinnen für die regionale Wirtschaft. Wer gibt dem regionalen Elektriker, Tischler 
oder Installateur große Aufträge, wenn es nicht die Kommunen sind? Zusätzlich droht auch 
vielen Bäckern, Fleischern oder Greißlern die Schließung, da sie große Kühlgerät in ihren 
Geschäften haben, die sie sich über kurz oder lang nicht mehr leisten können. Damit ist die 
Nahversorgung, speziell im ländlichen Raum noch mehr gefährdet als sie es ohnehin schon ist. 



Selbstverständlich müssen alle überprüfen, wo Energieeinsparmöglichkeiten sind. Jedoch zu 
glauben, dass die Teuerung mit diesen Maßnahmen bekämpft werden kann, ist eine Verkennung 
der Tatsachen bei der momentanen Preisentwicklung. Da ist eine Energieeinsparung maximal ein 
Tropfen auf dem heißen Stein.  
 
Zusätzlich zu den Energiepreisen leiden Städte und Gemeinden auch massiv an den immer 
stärker steigenden Baukosten. Dies führt dazu, dass laufende Projekte auf Basis der geplanten 
Kostenschätzungen nicht mehr umgesetzt werden können - und neue Projekte nicht in Angriff 
genommen werden, da diese nicht mehr finanzierbar sind - vor allem auch deshalb, weil die 
Steigerungen im Energiebereich den Spielraum der freien Finanzspitze enorm einschränken.  
 
Aus den genannten Gründen fordern wir daher die Bundesregierung auf: 

▪ Die Städte und Gemeinden brauchen jetzt kurzfristige Hilfen, ohne 
Kofinanzierungsauflagen für die Kommunen. Die Regierung muss ein Hilfspaket schnüren, 
damit die Energiepreise bewältigt werden können und die soziale Infrastruktur 
aufrechterhalten sowie eine überdurchschnittliche Gebührenerhöhung für die Ver- und 
Entsorgungsleistungen abgewendet werden kann. 

▪ Entkoppelung des Strom- vom Gaspreis 
▪ Einführung eines Gaspreisdeckels, damit die Energiepreise endlich wieder sinken. 
▪ Eine Sensibilisierungskampagne in den Städten und Gemeinden, damit dort, wo es 

sinnvoll ist, Energie eingespart wird, ohne das soziale und gesellschaftliche 
Zusammenleben in den Kommunen zu gefährden.  

▪ Massive Erhöhung der Fördermittel zum Ausbau erneuerbarer Energie für thermische 
Sanierungen und wesentlich raschere Genehmigungsverfahren für erneuerbare 
Energieanlagen.  

▪ Voller Einsatz auf europäischer Ebene für eine umfassende Lösung des Energieproblems  

Ergeht an: 

1. Bundeskanzler Karl Nehammer, Msc 

2. Vizekanzler Mag. Werner Kogler 

3. Finanzminister Dr. Magnus Brunner, LL.M. 

4. Energieministerin Leonore Gewessler, BA 

5. Arbeits- und Wirtschaftsminister Mag. Dr. Martin Kocher 

6. Minister für Regionen Mag. Norbert Totschnig, MSc 

7. Österreichischer Städtebund  

8. Österreichischer Gemeindebund 

9. Alle Parlamentsklubs (ÖVP, SPÖ, FPÖ, GRÜNE, NEOS) 

10. Landeshauptleutekonferenz 

11. Österreichs E-Wirtschaft 


